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# Die Londoner Konferenz
Eine wirkliche Klarheit über das , lvas nun eigentlich

der erste Ausschuß der Londoner Konferenz in der Frage
der sog . Verfehlungen und Sanktionen beschlossen hat , ist
bis heute noch nicht zu erlangen gewesen . Denn da hier
alles auf den Buchstaben ankommt , kann eine Mitteilung ,
die die gefaßten Beschlüsse in allgemeinen Wendungen
wiedergibt , niemanden befriedigen . Ist es doch , nm ein
Beispiel herauszugreifen , pon der größten Bedeutung ,
ob von einer Verfehlung Deutschlands schlechthin oder
von einer böswilligen bezw . absichtlichen Verfehlung ge-
sprachen wird . Denn technische Verfehlungen , wie sie sich
bei der Durchführung des Sachverstandigenberichts er¬
geben können , sollen nach dem Wortlaut dieses Benchts
ganz bestimmten Kontrollorganen und nicht der Nepa -
rationskommission zur Erledigung überlassen werden .
Wird nun der Reparationskommission , wie es in einer
heutigen Meldung heißt , eine Entscheidung über Ver¬
fehlungen schlechthin zugestanden , so könnte das die Ge »
fahr in sich schließen, daß faktisch auch jene technischen Ver¬
fehlungen der Jurisdiktion der Reparationskommission
zugeteilt werden .

Bis jetzt ist eben ein wirklich zuverlässiger Text der
Beschlüsse des ersten Ausschusses nicht veröffentlicht wo : -
den, wenigstens nicht so, daß wir uns ein genaues Bild
inachen können . Daß Beschlüsse gefaßt worden sind , steht
fest, und ebenso, daß sie den nächstbeteiligten Kreisen auf
der Konferenz bekannt geworden sind . Daß diese Be -
schlüsse nicht ungefährlich sind , beweist schon allein die
heute gemeldete Tatsache , daß die Vertreter der ameri -
konischen Geldgeber sich mit diesen Beschlüssen nicht ein -
verstanden erklärt haben . Das kann aber nur dann ge-
schehen sein, wenn die Beschlüsse der Befürchtung Raum
geben, daß die Sanktionspolitik Frankreichs grundsätz¬
lich das Recht auf Fortsetzung behält , und daß Dentsch -
land nicht freiwillig seine Zustimmung zu den Abmach¬
ungen äußert . Denn dieses sind die beiden Punkte , die
die amerikanischen Geldgeber von vornherein als ihre
gewissermaßen politischen Hauptbedingungen bezeichnet
haben.

Wird Frankreich ausdrücklich das Recht zu Sonder -
akttonen , d . h . zu eigenmächtigen Sanktionen zuerkannt ,
so ist von vornherein damit zu rechnen , daß wir solches
nicht hinnehmen , da es über den Friedensvertrag von Ver-
sailles hinausgeht , und Deutschland wahrlich kein Jnter -
esse daran hat , die rechtliche Situation , wie sie durch den
Friedensvertrag gegeben ist, noch ungünstiger werden zu
lassen . Ferner würde aber eine jede eigenmächtige fran -
zösische Sanktionspolitik den Frieden Europas bedrohenund damit alle Garantien , die den Geldgebern zur Ver »
fiigung gestellt werden , entwerten .

Natürlich kann niemand Frankreich auf die Dauer
zwingen , brav zu sein . Aber es ist doch ein Unterschied ,ob Frankreich jetzt schon erklärt , sich alle Rechte zu eigen -
mächttgen Aktionen vorbehalten zu müssen , oder ob es
erklärt , daß es nur gemeinsam rait den Alliierten vor¬
gehen wird . Wenn Frankreich heute schon wieder mit
dem Gedanken einer Aufwärmung der Sanktionspolitik
spielt, dann kann man daraus nur Schlimmes für die
Zukunft prophezeien . Erklärt es sich dagegen } bereit ,nur im Bunde mit den Alliierten zu handeln , so ist das
immerhin eilte moralische Verpflichtung , und solche mo -
ralifchen Verpflichtungen sind unter allen Umständen un -
bequem und ein gutes Beruhigungsmittel für nationa -
listische Politiker , die sich ans neue Sanktionsabenteuer
einlassen wollen .

Gewiß gilt noch immer das , was wir in der vorigen
Woche gesagt haben , nämlich , daß die Teilnahme Ameri¬kas an den der Beschlußfassung der Reparationskommis -
sion bei etwaigen Verfehlungen — und diese Teilnahmeist ja auch von dem ersten Ausschuß ausdrücklich sttpu -
nert worden — sich zweifellos im Sinne einer Dämpfunggar zu heißer nattonalistifcher Gefühle in Frankreich be-
merkbar machen wird . Ja , man kann vielleicht grund -
Wich die Meinung verfechten , daß schon allein dieseTeilnahme Amerikas eine ganz neue Situatton schafft,und zwar eine Situation , die ganz von selbst vor Frank -
reichs chauvinistischen Wünschen eine Barriere errichtet,und daß weiterhin , wenn erst einmal der von der repu-
omanischen Partei in Amerika mit so großer Energie und
Leidenschaft vertretene Sachverständigenbericht durch -
geführt wird , die Maschine also richttg zu laufen beginnt ,
^ >nn auch diese Teilnahme Amerikas noch viel ' stärkerwerden wird .

Aber "wir brauchen ja nicht päpstlicher zu sein als der
Papst . Wenn sogar den amerikanischen Geldgebern die
Beschlüsse des ersten Ausschusses nicht genügen , so wer -
den sie uns erst recht nicht zufrieden stellen . Und die
deutsche Reichsregierung hat ja denn anch bereits deutlich
genug erkennen lassen, daß sie nur dann ihrerseits den
Sachverständigenbericht loyal ausführen kann , wenn die
gleiche Loyalität auch drüben gilt . Mit den Begriffeneiner solchen Loyalität ist es aber nur schwer zu verein -
baren , daß Frankreich sich das Recht zu eigenmächtigenAktionen sichern möchte, daß es allerlei Bedingllngen und
Forderungen stellt , die dem Wortlaut des Sachverstän¬
digenberichts widersprechen , daß es hintenherum durchdie Belassung von 3500 Eisenbahnern im Rheinland den
Verkehr doch noch in seiner Hand behalten möchte, und
daß die Btsatznngsbchörden am Rhein und an der Rphr
auch heute noch ihre Politik der Drangsalierungen fort -
setzen . Nun hat allerdings die englische Regierung of-
fiziös mitteilen lassen, daß die Beschlüsse der Ausschüsse
uicht etwa bindend sind, sondern lediglich als Empfehlun -
gen oder Ratschläge aufzufassen sind, daß die Vertreterder Geldgeber und auch Deutschland selbst unbedingt das
Recht habe », sich zu diesen Ratschlägen zu äußern . Das
ist ganz gut und schön , und wir sind der englischen Re -
gierung für diese korrekte Haltung auch durchaus dank -
bar . Aber , wie soll auf der Londoner Konferenz nocheine Einigung zustandekonnnen , wenn Frankreich in den
wichtigsten Punkten eine Politik des Eigensinns fortzu -
setzen versucht ? Es ist unter diesen Umständen doppelt
erstaunlich , daß Herriot sich in Interviews sehr optimi¬
stisch gezeigt und immer wieder darauf hingewiesen hat ,
„mit welcher Gerechtigkeit und Sorgfalt " die britische Re -
gierung Frankreich und seiner Delegation entgegenkomme .Da bisher die britische Regierung nur die eine Aufgabe
hatte , nämlich die , den übertriebenen Wünschen Frank -
reichs entgegenzutreten , so klingt diese Äußerung Herriots
eigentlich etwas komisch . Oder glaubt er vielleicht im
Ernst , daß die Londoner -Konferenz mit Englands und
der amerikanischen Geldgeber Zustimmung doch noch ein
Ergebnis zeitigen könnte , das wenigstens im großen und
ganzen den Pariser Nationalismus befriedigt ?

Neue Schwierigkeiten
in London

sind böi Verhandlungen der! alliierten Finanzminister mit den
amerikanischen Bankiers im Anschluß an die Beschlüsse der er¬
sten Kommission aufgetreten , worüber zunächst Lesarten 'der
Pariser Presse vorliegen . Nqch der Havasagentnr verlangen
die amerikaniischen Banken weitere Garantien , welche die „so
mühselig erreichte Verständigung in der Frage der Verfehlnn -
gen und der Sanktionen zwischen den Sajchvevständigen wieder
in Frage stellen .

"

Die Finianzminrster hätten — so berichten Pariser Blätterden Bankiers die geplante Reform 'der Repko, die die franzö¬sische Vorherrschaft beseitige , mitgeteilt und auch von der
Priorität für alle deutschen Zahlungen gesprochen . Man habeferner bemerkt , idafc säftst die von der1 Repko festgestellten be¬
absichtigen Verfehlungen Teutschlands ein Vetorecht des Gene -
ralagenten der Zahlungen und eines besonderen Vertreters der
Anleihezeichner nach sich ziehe . Man habe ferner hinzugefügt ,daß , .wenn alle diese Quellen erschuft seien , ,fcwS Reicht >der
Mächte nach einer unabhängigen Aktion , so wie es die Art . 17und 18 vorschlagen , mit Hilfe des DcSoes -Planes durch einen
Schiedsspruch werde interpretiert werden können . Das <Äes
habe nicht genügt .

Der Vertreter >der Bank Morgan Lamont habe erklärt , das;die Reparationskommission der Masse des amerikanischen Vol¬kes auch nicht das geringste Verständnis entgegenbringe . An -
ldererssits mißbillige die Wallstreet das Wort „ isolierte Aktion "
und alles , was damiit zusammenhänge . Heute», Dienstag , werdeman erkennen können , ob der Geäst dieses Entgegenkommenssoweit gehe , das zu versprechen, was Herriot noch bewilligenkönne , ohne dem Versailler Bertvag Abbruch zu tun - MontagAbend sei man soweit gegangen zu behaupten , daß Owen
Noung amerikanischen Pressevertretern « sagt 'habe , die Ver¬
ständigung mit den französischen Politikern sei wirklich nichtdurchzuführen . Dieser Umschwung müsse wohl von den TM -
grammen herrühren » die seit Samstag mit den ,nachgebenden.Persönlichkeiten des Föderal Reserve Board ausgebauscht wor -den seien.

*
WTB . London, 22 . Juli . Der diplomatische Berichterstat -ter des „Daily Telegraph " meldet , daß Macdonald bei der

Konferenz , die gestern morgen mit den alliierten Hauptdele¬gierten der Londoner Konferenz stattfand , diesem mitgeteilthabe , daß die Bankiers , msbesoiÄere die amerikanischen, nichtgeneigt seien , die für die Inkraftsetzung des Dgivesberichtsunentbehrliche erste Anleihe von 10 Millionen Pfd . Sterlingauf die Bedingungen hin zu übernehmen , die in dem von derersten Kommission am Samstag verfaßten Protokoll nieder -
gelegt sind . Die alliierten Minister hatten dlche Nachvicht mit

lebhafter Enttäuschung und einigem Mißfallen aufgenommen ,»« ich lebhafter Erörterung sei beschlossen worden , daß Snow -den und die alliierten Finanzminister mit einem amerikani -schen und britischen Bankiers in dieser Frage eine Zukam -menkunft haben sollen . Die eingchretene Stockung sei ernst.D >.e Bankiers hielten das Protokoll der ersten Kommission fürunbefriedigend , da die bloße Beifügung des amerikanischenBürger ? zur Reparationskommission für den Fall eines deut¬schen Verzuges einen unzureichenden Schutz für die Kapital -anleger darstelle und in keiner Weise eine ttnparteiische Mehr -heit in der erwähnten Körperschaft verbürge .
Oberst House zur Lage

so i
^ '

cnvr .̂
* Mitarbeiter des ehemaligenPräsidenten Wil,on bei der FvlÄdenskoniferenz in Paris„Oberst House , der sich in London aufhält , ist in einem der..Chicago Tribüne gewährten Interview dafür eingetreten »daß ein fester Zeitpunkt für die Räumung des Ruhrgebichesfestgesetzt werde . Er glaubt , daß ws deutsche Bolk ein solchesei^ glltiges Datum haben müsse, wenn es nicht in der aller -nächsten Zukunft erliegen sollte . Voraussetzung sch der Be -we »S guten . Willens und Sie ehrliche Bemühung , die Re¬parationszahlungen auszuführen . Oberst House schloß sichdem Vorschlag Asquith in der Sicherheitsfvage an uinid ver¬langte den Eintritt Deutschlands in den Völkerbund ; dennes sei nicht zu leugnen , daß Deutschland zu den Großmächtengehöre - Deutschland innsse durch die Zugehörigkeit zum Völ¬kerbund gMigelt »Verden und Frankreich insswildsetzen, sein «Ruftungen zu beschränken » Was die interalliierten Schuldenanlange , so sei diese Frage glücklicherweise für den Augenblicknicht dringlich , so 'daß Frankreich es nicht iWtig Hab« Dieamerikanische Regierung und er — House — sehe der Zukunftmit Optimismus entgegen , und er bedauere daß vier oder fünfJahre unter ständiger Bedrohung des Friedens verschwendetworden seinen , 'dadurch , daß diie Alliierten sich nicht cknigtenund man keine Vevständigung auf vernünftiger Grundlagehabe erzielen können . Die Regelung wäre indessen schon gleichzu Anfang möglich gewesen , wenn die Bereinigten Staatenin der Reparationskommission ! vertreten gewesen wären , wieder VcrsaWkcr Vertrag dies Vorsicht.

*
WTB . London , 22 . Juli . Der „Daily Telegraph " inelftetaus Neuyork : Hier wird allgemeine Befriedigung geäußertüber die Fortschritte der interalliierten Konferenz und diedabei von den amerikanischen Beobachtern gespielte Rolle . MitAusnahme des Hearst -Blattes „New American , das die ame -rikanischen Kapitalsanleger warnt und an ihre Erfahrungenmit russischen Papieren erinnert , fordert die amerikanischePresse im Allgemeinen >das amerikanische Volk auf , die ge-

plante Anleihe an Deutschland zu unterstützen .
Was der erste Ausschuß „anempfahl "

Die erste Kommission hat am Montag einen amtlichen Be -richt veröffentlicht , wozu jetzt von amtlicher englischer Seitebemerkt wird , daß es sich hier lediglich um „Anempfehlungen "
und um keine endgültigen Beschlüsse handele . Es handle sichuitd um keine endgültigen Beschlüsse handele . Es handle sich,wie weiter erklärt wird , nur um Vorschläge , wozu die Mei -
nung der Bankiers ebenso unentbehrlich sei, wie die Deutsch -lands , bevor die Konferenz über diesen hypothetischen Teil desDawesplanes beschließen könne . Die Vorschläge besagenu . a . :

1 . Die in der Reparationskommission vertretenen Regie -
rungen werden den Anhang 2 zu Teil 8 des Versailler Ver -
träges dahin abändern , daß , wenn die Repazationskommissionzu beschließen hat , ob Deutschland in Verzug geraten ist, einamerikanischer Bürger an den Erörterungen teilnehmen und
seine Stimme abgeben soll. Der amerikanische Bürgerwerde durch einstimmige Entscheidung der -Reparationskom -
Mission innerhalb von 30 Tagen nach der Annahme diesesAbänderungsantrages ernannt werden . Falls die Repara -
tionskommission zu keiner einmütigen Entschließung gelangensollte , so soll die Ernennung durch den jeweiligen Präsidentendes ständigen internationalen Gerichtshofes im Haag erfolgen .Die ernannte Persönlichkeit soll ü Jahre lang den Pistenbekleiden .

2 . Wenn die Reparationskommission eine Verfehlung seitensDeutschlands feststellt , so werden die interessierten Regierungenmit der Gewissenhaftigkeit eines Treuhänders für ihreeigenen finanziellen Interessen und für die finanziellen In -
teressen derjenigen Rationen , die gemäß den Bedingungendes in Rede stehenden Planes Geld leihen , sogleich über dieNatur der anzuwendenden Sanktionen und über die Metho -
den der raschen Anwendung zu beraten haben .3. Um den Dienst der von dem Dawesbericht vorgesehenenAnleihe von 800 Millionen Goldmark sicherzustellen und umdie Unterbringung dieser Anleihe zu erleichtern, erklären die
Komitees , daß alle Sanktionen , die im Falle eines Verstoßes
seitens Deutschlands angewendet werden müßten , den An -
leihedienst gewährleisten würden . Die alliierten Mächte sindweiter der Ansicht, daß der Anleihedienst absolute Priorität
genießen muß .

4 . Sofern etwas anderes in den vorstehenden Paragraphennicht ausdrücklich festgestellt wird, lbeiben alle bestehendenRechte den Signatarmächten des Versailler Vertrages vor«
behalten .

Di « Eisenbahnfrage
Zu dem angeblichen französischen Plan , bei der Rückgabeder Strecken des besetzten Gebiets an die deutsche Reichsbahn ,

trotz sonstiger Liquidation der Regierung 4000 französische und
belgische Eisenbahner im Betriebe der rheinischen Eisenbahnenzurückzulassen , wird aus Eisenbahnsachkreisen erklärt:

„Ein solches Verlangen geht nicht nur über die Bestim -
inungen des Versailler Vertrages und den Plan der Sachver -
ständigen hinaus , sondern widerspricht direkt dem Geiste de»
Dawes -Gutachtens . das die wirtschaftliche Souveränität



Deutschlands wahren , die Reparationskommission auf rein
wirtschaftlickem Wege ihrer Lösung zuführen und dazu die
Einheit der deutschen Verwaltung wiederherstellen will . Die
deutsche Reichsbahn kann die ihr zugedachten Reparations -
lasten auch nur dann voll tragen , wenn ihr Gesamtnetz wie »
der , wie früher , eine wirtschaftliche Einheit bildet und »ach
den Grundsätzen höchster Wirtschaftlichkeit betrieben wird . Vor »
bedingung dafür ist, daß Reibungen und Störungen des
Betriebes gerade in dein rheinischen Werkehrszentrum , aus -
geschlissen werden . Solcher Störungen sind aber unvermeid »
lich, wenn dort 4000 Franzose » und Belgier als Fremdkörper
in dem Personal der deutschen Reichsbahn sitzen. Die in dem
Bahnbetrieb geradezu unerläßliche Einordnung und Unter -
ordnung sowie das dienstfreudige Zusammenarbeiten aller
Personalgruppen wären unerreichbar , wenn in einem Teile
des Netzes fremdländische und fremdsprachige Beamte im
Dienst mitwirkten . Aus dem Bedürfnis der Praxis ist der
französische Plan sicher nicht entastnden . Schon aus Wirt »
schaftlichen und finanziellen Gründen heraus ist deshalb der
französische Plan unannehmbar ."

*
WTB . London , 21 . Juli . Der diplomatische Berichterstat »

ter des „Daily Herald " weist darauf hin , daß die französische
Forderung , auf den französischen Linien der Rheinlandbahnen
4000 französische und belgische Eisenbahner zurückzubehalten ,
eine Bedrängung der wirtschaftlichen Einheit Deutschland ?
sei, auf der der Dawesbericht bestehe. Wie klar ersichtlich sei,
habe diese Forderung auch nichts mit Sieparationen zu tun .
Die Fragen der Sicherheit und der militärischen Besetzung ,
die an der Vordertür der Konferenz ausgeschlossen worden sei,
feien aus diese Weise durch die Hintertür ? wieder eingedrun¬
gen

Ein Beschluß der vaterländischen Verbände
WTB . Berlin , 22 . Juli . Wie die Blätter melden , hat das

Präsidium der vaterländischen Verbände Deutschlands in
einem Schreiben an die Reichsregierung dies« aufgefordert ,
einer etwaigen Vorladung «ach London zur Entgegennahme
bereits gefaßter Beschlüsse der Ententestaaten zur Wahrung
der Würde des deutschen Volkes unter keinen Umständen zu
entsprechen .

politische Neuigkeiten
Der Reichstag

Der Reichstag nimmt heute nachmittag 3 Uhr seine Plenar¬
sitzungen wieder auf . Eine Stunde vorher tritt der Ältesten -
rat zu einer Beratung über die Geschäftslage und den bevor-
stehende » Tagungsabschnitt zusammen . Soweit sich über -
sehen läßt , wird der Reichstag nur Arbeitsstoff für einige
Sitzungen haben . Es wird damit gerechnet , daß der Reichs -
tag in den ersten Tagen des August eine längere Sommer -
pause eintreten lassen wird . — Der auswärtige Ausschuß des
Reichstages tritt heute vormittag zu einer Sitzung zusam -
men .

*
Die sozialdemokratische Reichstagsfraktion hielt eine Sit -

znng ab , worin der Vorsitzende , Abg . Müller - Franken , über
die gegenwärtige politische Lage berichtete . In dem Bericht
»nd in der Aussprache zeigte sich eine starke Unzufriedenheit ,
die hauptfächlich die Schutzzollvorlage , den Achtstundentag und
die neueste Entwicklung der Steuerpolitik betrifft . Die sozial -
demokratische Fraktion wird außer der bereits vorliegenden
großen Anfrage über den Achtstundentag wahrscheinlich noch
Interpellationen zur 'Schutzzollvorlage und Steuerfraae ein »
bringen .

Der Rechtsausschutz des Reichtags
wandte sich im Verlauf der Aussprache über die Aufhebung
der Ansnahmezustände in Bayern und im Reiche der baye¬
rischen Gesandte von Preger aus rechtlicheil unä> politischen
Gründen mit aller Schärfe gegen eine solche Aujhebrmg und
betonte insbesondere , daß , solange die kommunistische Partei
einen gvwaltsainen Umsturz der Verfassung anstrebe , auf
Grund autzcrvrdentliicher gesetzlicher Mittel gegen sie borge -
gangen werden müsse . — ' u den Presseverordnungen erklärte
StaatssekretärZweigert , daß bei Zeitungsverboten niit der
grüßte » Zurückhaltung vorgegangen worden sei . Die Ersah -
riung hätte Wider gezeigt , daß diie Anwendung der Verordnung
vom 28. Februar nicht mehr genügte . Die neue Verordnung
stelle deshalb fest , eine Lieferung von Ersatzblättern un »
zulässig sei . Niemand wünsche aufrichtiger als die Reichsre »
gierung , daß die Zeit bald kommen möge , wo die Verordnun -
ge » aufgehoben werden könnten . Aber sie waren und sind
notwendig , uni zu verhindeiN , dkß ein Geist des Uinsturzes ,
des Klassenkampfes und offener Gewalttat aus den Redaktions ,
stuben staatsseiindi -icher radikaler Kreise in das Volk dringe
und dort Unheil stifte .

In der Aussprach « erklärten sich Me Vertreter der sozialisti¬
schen, kommunistischen und nationalistiischcn Parteien unbe .
dingt für die Aushebung der Aue „»hmebestimtmu ngeiI , Äi e
deutsche Volkspartei , das Zentrum und die bayerische Volks -
Partei dagegen . Die deutschnationale Bolkspartei erklärte ,
nach Erwägung - der Zweckmräßigkeit , zu den einzelnen Änträ -
gen Stellung nehmen zu wMen ; jedenfalls aber werde sie
die Fovderuiiy auf Aushöbung der Presseverordnungen unter -
stützen .

Der kommunistische Antrag auf Aufhebung der Verordnung
des Reichspräsidenten vom 17 . Juni , betr . Reureglm «,, der
Rechte der Presse wuvde angenommen , ein anderer kommunisti -
scher Antrag auf Aufhebung der Verordnung des bayrischen
Generalstaatskommissars Kahr . welcher die Herstellung und
Verbreitung ko»nmilnistlsch «r Zeitungen und Zeitschriften unter
Strafe stellt , noch län -gerer Aussprache abgelehnt . Weiter
stimmte der Ausschuß einem nati on alsozia listischcn Antrage in
einschränkender Form zut, daß alle von der Reichsvegiierunz
oder von den Landesregiescungen ergangenen oder aufrecht er¬
haltenen Verbote vonpolitischen Parteien aufgehoben werden
sollen .

Ikurze IRaebriebten
Die Einheitsste nographie . Im Reichsministerium des In -

nern fand eine Konferenz über die Frage einer Einheitskurz -
schrift statt , woran die interessierten Ressorts des Reichs und
der Ländern mit Ausnahme Bayerns und einiger kleinerer
Länder teilnahmen . Preußen erklärte sich unter bestimmten
Bedingungen bereit , auf den Bode » des Freyschen Einigungs -
entwurfes zu treten . Da eine Einigung über diese Bedin¬
gungen nicht herbeizuführen war , konnte ein Ergebnis zu -
nächst nicht erzielt werden . Das Reichsministerium des In -
nern wird die Angelegenheit weiter "

verfolgen .
Die ergiebige Tabaksteuer . Im Monat Juni brachte die

Tabaksteuer den Höchstertrag aller Verbrauchssteuern , und
zwar , wie der „ Zigarren - und Zigarettenspezialist " , Dresden ,
mitteilt , 36 Millionen Mark . Die Birrsteuer steht dem mit
17,7 Millionen Mark gegenüber , während die Zuckersteuer 8,7
Millionen Mark erbrachte .

Ter Oberbiirgermeistter von Hannover , Leinert , hat gegen
seinen Abbau Einspruch erhoben . Er erklärt , daß die dem
ilbbaubeschluß beigefügte Begründung von dem Bürgervor -

steherkollegimn nicht beschlossen- worden sei, und daß seine Geg -
ner die fuiidameUtalsten gesetzlichen Bestimmungen in der
gröblichsten Weise verletzt hätten .

Ein Nachklang zum Deutschen Tag in Hallt . Einer Mel -
dung aus Halle zufolge wurde in dem Prozeß wegen der Zu -
fammenstöße zwischen Kommunisten und Schupo am Deut -
schon Tag in Halle das Urteil gefällt : 6 angeklagte Kommu -
nisten erhielten 6 Monate , 3 erhielten 7 Monate , ein Angeklag -
ter 8 Monate , ein anderer 1 Jahr und ein weiterer 1 Jahr
3 Monate Gefängnis . 3 Angeklagte wurden freigesprochen
und mehrere andere zu Geldstrafen verurteilt .

Wieder eine Niederlage der englischen Regierung . Im eng-
lischen Unterhause wurde am Montag die Regierung bei der
Abstimmung über den Abändernngsantrag zur WohnungSge »
setzesoorlage mit 137 gegen 119 Stimmen geschlagen und er-
litt somit ihre zehnte Niederlage . Der Gesundheitsminister
erklärte , daß die Regierung die Entscheidung des Hauses an »
nehme . Der Beschlutz des Hauses hat nicht den Rücktritt der
Regierung zur Folge .

Strafnachlaß für ungarische Putschisten . Wie die Buda -
pester Montagblätter melden , hat der Reichsverweser für die
an dem Königsputsch im Oktober 1921 Beteiligten , darunter
Graf Andrassy , Dr . Gratz , Rakowski , Beniezky und Major
Ostenburg , Strafnachlaß angeordnet .

Attentat auf den amerikanischen Konsul in Teheran . In
Teheran ist ein Attentat gegen den amerikanischen Konsul in -
mitten einer großen Menschenmenge verübt worden . Der
Konsul wehrte sich tapfer , war aber machtlos , da sich eine
wilde Soldatenmenge an dem Attentat beteiligte . Der Kopf
des Konsuls weist Säbelhiebe auf . Das diplomatische Korps
hat eine ernste Note an die persische Regierung gerichtet .

Sturz des griechischen Kabinetts . Das Kabinett Papana -
stasiu wurde gestürzt . De Regierung erhielt bei der Abstim -
mu »g nur 131 von 309 Stimmen .

Teil
BadisGer Landtag

DZ . Karlsruhe , den 21 . Juli 1924.
Das Plenum ist heute nachmittag zur 19. Sitzung zusam¬

mengetreten .
Zunächst wurden

Kurze Ansragen
erledigt .

Das Zentrum fragte nach der Unterstützung der von
schwerem Unwetter heimgesuchten Gemeinden Aselsingen
und Mundelfingen .

Die Regierungsantwort gab Aufschluß über die bisher
geleistete staatliche Hilf «.

Abg . Großhans (Soz . ) stellte eine kurze Anfrage zum
Problem der Oberrheinregulierung . Ministerialdirektor Dr .
Fuchs schilderte darauf den Gang der seitherigen VerHand»
lnitgen . Die Regierung werde auch künftig alles tun , um
die Angelegenheit praktisch zu fördern .

Die kurze Anfrage des Abg . Dr . Matthes ( Vpt . ) über den
finanziellen Effekt des Beamtenabbaues brachte die Mittei¬
lung des Ministerialrats Kirchgäßner vom Finanzministe¬
rium , daß sich die Ersparnis im Staatshaushalt auf
5 482 400 Goldmark pro Jahr belaufe .

Präsident Dr . Baumgartner gab sodann eine große Zahl
neu eingegangener Gesuche und Anträge bekannt , u . a . sol»
che, die in letzter Stunde zum Voranschlag gestellt wurden .

Anträge der Kommunisten auf Streichung aller Ausgaben
für Polizei und Gendarmerie , sowie Streichung der Ge -
Haltsstufen 8 bis 13 und Nichtbesetzung der Gruppen 1 bis
7 lösten einige Heiterkeit aus .

Auf der Tagesordnung stand zunächst der
Gesetzentwurf betr. Änderung des Besoldungsgesetzes

Es handelt sich um die Besserstellung der Gruppen 1 bis 6
gemäß dem Vorgehen des Reiches . Der Mehrbetrag , den
die Beamten gegenüber diesen Sätzen für den Juni bei der
Vorschußzahlung erhalten hoben , soll in Anbetracht der Ge »
ririgfügigkeit nicht rückerhoben werden .

Die Abg . Frau Nigel (Ztr . ) als Berichterstatterin bean »
tragte nach einem Hinweis auf die berechtigte Kritik am
Sperrgesxtz die Zustimmung zur Vorlage und zum Antrag
Marum u . Gen . betr . gerechtere und sozialere Ausgestaltung
der Besoldungsordnung .

Abg . Bock (Komm . ) lehnte den beschritten «» Weg ab und
bezeichnete die Bezahlung in Gruppe 8 als kulturelles Exi¬
stenzminimum .

Abg . Klaiber ( Landbund ) erklärte sich gleichfalls gegen das
Gesetz , weil ihm die Verteilung nicht gefällt .

Abg . Weißmann ( Soz . ) polemisierte gegen die Kommuni -
steii , deren Antrag praktisch undurchführbar sei und nur der
Agitation diene . Ihre Freunde im Reichstage hätten sich
toleranter gezeigt . Gerade Bade » sei es gewesen , das seit
Jahren , wenn auch erfolglos , für eine nachhaltige Besser -
stellung der unteren Gruppen eingetreten sei.

Der Abg . Bock gab zur Erwiderung eine Erläuterung sei-
nes Antrages .

Abg . Weißmann entgegnete , daß man auf diesem Wege
das Los der Beamten nicht bessere .

Abg . Weber -Baden (Vpt . ) wandte sich gegen die Aussas -
sung , als ob in den oberen Gruppen Riesengehälter bezahlt
würden . Seine Partei trete gleichwohl dafür ein , daß das
ungerechte Sperrgesetz beseitigt wird .

Die Regierungsvorlage wurde darauf gegen die Stimmen
der Konilnunisten und einiger Landbündler (bei Stimment -
Haltung der anderen ) in beiden Lesungen angenommen .

Zustimmung fand ferner der Antrag Marum .
Es folgte der Bericht des Abg . Dr . Glockner (Dem . ) Über

den Jnitiativgesetzentwurf betr .
die Entschädigung der Landtagsabgeordneten .

Darnach sollen ab 1 . Juni die nicht in Karlsruhe ansässigen
Abgeordneten 20 Goldmark (bisher 15) , die in Karlsruhe
wohnenden 12 Goldmark ( bisher 9) Tagegeld erhalten .

Abg . Bock lKomm .) lehnte diese Art der Regelung ab . Er
wünscht eine Pauschale .

Abg . Dr . Glöckner wies darauf hin . daß auch der Ausschuß
bis zur nächsten Landtagsperiode eine anderweitige Rege -
lung für angebracht halte . Die Vorlage fand hierauf in
beiden Lesungen Annahme . Dagegen stimmten die Kommu »
nisten .

Das Haus trat alsdann in die Beratung des
Staatsvoranschlags für 1924/25

ein .
Abg . v. Au (Landbund ) berichtete über die Hauptabtei -

luiig I :
Landtag .

Der Budgettitel wurde genehmigt .
Abg . Seubett (Ztr . ) erstattete Bericht über die Hauptab »

teilnng II :
Ctaatsministerium .

H »erzu hat die Regierung eine » Gesetzentwurf vorgelegt ,
der die Aufhebung des ArbeWministeriums zum 1 . Oktober

••d . I . vorsieht . Im Haushaltsausschuß wurde dem scheiden¬
den Minister Dr . Engler lebhafte Anerkennung für seine
Tätigkeit gezollt . Man hat es dankbar begrüßt , daß seine

Arbeitskraft und ; reiche Erfahrung an anderer Stelle
Staatsdienst erhalten bleibe »! . Die Zahl der Gesuche u „ h
Beschwerden gegen den Abbau des Arbeits »,inisteriums bcjf
fert sich auf 32 . Im Ausschuß wurde der (Gesetzentwurf14 gegen 3 Stimmen bei 2 Stiiniiieinhaltuiigeu angenom .men .

In der allgemeinen Aussprache
ergriff zunächst ?lbg . Dr . Schofer (Ztr . ) das Wort .

Er stellte ein gewisses Anwachsen des Beamttenkörper »
fest. Wir haben heute 20 595 Beamte , d . s . 1731 mehr alz1914 . Die Regierung tue gut , aus dem Wege des Nachprü¬
fens zu sehen , wo weiter abgebaut werden kann . Härte »
seien natürlich zu vermeiden . Wir brauchen einen gutbe »
zahlten , zuverlässigen Beamtenstandes .

Auf Grund des heute mitgeteilten Ergebnisses von rund
f>'A Millionen könne man nicht sagen , daß die Abbaumaß «
nahmen lediglich eine Geste seien . Mit der Altersgrenze de«
Universitätsprofessoren müsse man vom finanziellen und
wissenschaftlichen Gesichtspunkte aus vorsichtigt sein . An den
Hochschulen auf Kosten der Ideale zu sparen sei falsch . Ge-
gen die Zuruhesetzung eines Professors der Orthopädischem
Klinik in Freiburg mit vollem Gehalt und die Berufung eines
Assistenten der chirurgischen Klinik an seine Stelle habe ichbereits in der Kommission meine Bedenken erhoben . Wx
werden auch nach Aufhebung des Arbeitsministeriums alles
unterstützen , was dem sozialen Interesse der Arbeiterschaftdient . Der Redner verwies auf die Gefahr , daß bei einen ,
erheblichen Rückgange der Betriebsvermögen die Steuerlast
auf den bäuerlichen Besitz abgeschoben werden könnte . Das
würde er für unzulässig halten und es müsse daher nöti -
geiisalls ein billiger Ausgleich gesucht werden . Die einzige
Möglichkeit , unser Wirtschaftsleben wieder in Gang zu brin -
ge» , sieht der Redner nur in der Gewährung von Auslands -
krediten . Für Deutschland gebe es auf absehbare Zeit kei-
nen anderen Weg als den des Leidens . Er warnt vor de .-n
patriotischen Überschwang der Jugend , der nicht die Grenz -
linie zwischen Utopie und Wirklichkeit zu ziehen weiß . DaZ
chauvinistische Machtprinzip lehnen wir ans praktischen und
ideellen Gründen ab . Das Rechtsprinzip kann aber nur der
fordern , der es selbst anerkennt . Als unnatürlich und un -
christlich weisen wir auch das Haßprinzip zurück . Das schlieft
aber nicht aus , daß jeder Nation das Recht zusteht , sich ge-
ge » Rechtsverletzung und erlittene Unbill zu wehren .

Der Redner wandte sich dann gegen die völkische Bewe -
gung , die weder deutsch noch patriotisch sei . Er beklagte leb-
hast die bei den Wahlen von, 4. Mai zutage getretene un¬
glaubliche Zerrissenheit des Deutschen Volkes ; sie sei ein
Zeiche » des Verfalls . Daß der Häußerliste Stimme » zufie¬
le» sei eine Schande . Die Materialisierung unseres öffent¬
lichen Lebens , so betonte der Redner > müsse zun , Unglück
führen . Möge die politische Schulung unseres Volkes soweit
greisen , daß es diese Schwierigkeiten überwindet .

Abg . Dr . Schofer führte weiter aus : In Baden feien am
4 . Mai manche Hoffnungen auf eine Zertrümmerung der
Koalition vernichtet worden . Hier hätten die Wahlen nicht
viel geändert . Es könne nicht bestritten werden , daß di«
Koalition in Baden bis zur Stunde mit Erolg bestrebt war ,
die Staatsordnung aufrechtzuerhalten und eine für das Land
gute Politik zu treiben . Der Redner machte längere AuSfiih -
rungen über die zur Zeit einzig mögliche Koalitionspolitik .
Er führte zum Schluß biitteve Beschwere über die dein Lande
Baden dann und wann von Berliner Reichsstellen aus zuteil
gewordene Behandlung . ( Lebhafter Beifall im Zentrum ).

Uin Uhr wurde die Sitzung abgebrochen . Dienstag
vorin . 8 Uhr Fortsetzung der Aussprache .

DZ . Karlsrull ?, 2? . Juli .
In der fortgesetzten

allgemeinen politischen Aussprache
legte heute Abg . Weber -Baden den volksparte , lichen Stand <
Punkt dar . In den letzten Tagen hätten ernsteste Besorgnisse
unser Volk bezüglich der Londoner Konferenzaussichten er»
füllt . Wir brauchen die freie Entfaltung unserer gesamteil
wirtschaftlicheil Kräfte . Zur Betonung des Machtprinz . ps von
deutscher Seite sei keine Zeit ungeeigneter als die jetzige.
Die völkische Bewegung sei dem Vaterlandes keineswegs för -
derlich , aber aus dem Geist von Versailles heraus verständlich .
Badens Volk habe stets am Reichsgedanken festgehalten , doch
dürse der Zentralismus nicht überspannt werden . Das Vor -
gehen der Regierung gegen die Pfalzzentrale war wohl berech-
tigt . Ob es freilich nötig fiel , diese Maßnahme so deutlich
in der Öffentlichkeit zu vollziehen , sei eine andere Frage .

Nach kritischen Bemerkungen zur Besetzung des Präsidenten -
Postens der Reichsbahndirektion Karlsruhe kam der Redner
auf die badifche Gesandtschaft in Berlin zu spreche» . Er
würdigte die Gründe für deren Beibehaltung , betonte aber ,
daß es kein politischer Posten sein dürfe , sondern die amts -
mäßige Erfahrung in der Vertretung des badischen Landes
maßgebend sein müsse .

Um de » Beamtenabbau sei man leider nicht herum gekom -
»nen . Die Aushebung der 13 Bezirksämter habe im Lande
großes Mißfallen erregt . Die Neuregelung in Mittelbaden
dürfe man im Zusammenhang mit der Besetzung ivohl nicht
als endgültig betrachten .

Der Redner erörterte dann den Aufgabenkreis der einzelnen
'

Ministerien »ach Abbau des Arbeitsministeriums . Der schei-
dende Minister Dr . Engler habe den Beweis erbracht , daß
man , um sür eine » solch hohen Posten befähigt zu fein , nicht
unbedingt Stufe für Stufe durch die Amter schreiten m»ß.
Herr Dr . Engler habe ausgezeichnete Dienste geleistet , na-
mentlich auch, wenn es zwischen Arbeitgebern und Arbeitern
auszugleichen galt . Unsere prinzipielle Stellungnahme zur
Besetzung hoher Amtsstellen wird durch diese Erfährung nicht
berührt . Man hat mit der Berufung von Politiker » an-
derwärts nicht immer die besten Erfahrungen gemacht . Bei
Besprechung des Aufgabenkreises der einzelnen Ministerien
wies der Redner dem Staatsininisterium die Bezeichnung und
Rolle einer dem Staatspräsidenten untergeordneten Staats -
kanzlei zu . Für das Justizministerium , den, auch das wich'
tige Gebiet der Fürsorge obttcgt , träfe die Bezeichnung „Mini -
sterium für Rechts - und Wohlfahrtspflege " das richtige.

Was die Koalitionspolitik anlangt , so bezweifelt der Red-
ner , daß das Verhältnis der Koalitionsparteien zu einander
immer so innig war , wie es nach den gestrigen Ausführungen
Dr . Schofers den Anschein habe . Die Vermehrung des
amteupersonals stelle kein schlechtes Zeugnis für Badens
und Politik dar , wenn man bedenkt , daß das Hauptkontingcn
auf das Gebiet der Volksbildung entfällt . Der Redner woN
die Frage auf , ob nicht durch eine größere Dezcntralisa >">
in der Verwaltung gespart werden könne . Auch sei zu ver> »

chen, ob nicht noch weiter mäßige Einsparungen am penon
lichen Aufwände erzielt werden können . Auf de » Gruiivl v
der Zwangspensionierung sollte man verzichten . Abg.
erläuterte verschiedene Anträge seiner Gruppe , die eine
sparnis von 7 % Prozent bringen sollen , und besurworr
die Einführung der einjährigen Budgetperiode . _

Abg. Marum (Soz . ) ,macht . sich in bezug auf die auswar ^
Politik den Standpunkt der sozialdemokratischen Reichs - ^
ftaktion zu eigen . Dieses Gebiet gehöre im Übrigen nny^
den Aufgaben der Einzellandtage, - deren Bedeutung >»> .
men des Reiches zurüc ^ egangen sei . Diese stellten jetzt
Art gehobener Selbstverwaltungskörper dar . ' Durch e?n ? ,
ständige Sachbehandlung und Srlbstbeschriinkung «e



• geordnet»" in ixt Debatte und bei Stellung von Anträgen
würde man am ehesten der draußen oft am Parlament gc-
übte» Kritik begegnen . Am gegenwärtigen JBubget könne
man kaum noch Abstriche machen, wenn nicht wichtige kul-
inrelle und soziale Staatsausgaben leiden sollen .

Die Vergrößerung der Bezivksvernmliungen sei iwtwendivg
geweseii. Hätte der Landtag Mer 'die Außheibu « z der 13 Be¬
zirksämter entscheiden müssen , so tvare niemals eiiie Einigung
möglich gewesen . Ein « weiter « Möglichkeit zu sparen läge beim
Kruntchuchwosen . Der Staat müsse sich überlege« , od er in
Zukunft »och Äie kircht. Subventionen frayen kami , zu denen er
rechti. ich nicht verpflichtet sei : In der Woise *u sparen wie eS
die Kommunisten wollen , nmnlich sämtliche Ausgaben für die
Polizei zu streichen , gehe nicht <m . Ein solcher Antrag sei
kubisch und diene nur der Agitation . Im Hmiblirk auf die' Zustünde in Doutschlanid überhaupt siecht sich der Redner zu'
der Bemerkung veranlaßt , das; sich auch die Bereitschaftspoli»
zei bewußt sein müssö. im Dienste der Republik zu stehen ,und nur polzieiliche Aufgaben , keine arvdern zu erfüllen habe.
Der Redner erwartet , twfe das tieußegrüniiefe Reichsbanner
Schwarz-Rot -Gold von der Verwaltung als idas gewiirdigt
wird, was sie «st : eine wirkliche Schuchtruppc der Republik.Mit !dem A'bbau der Volksschule müsse Schluß gemacht wer-
den . Auffallend sei, daß im neuen Lesebuch das Wort Repu¬
blik peinlich vermieden wird. Hoffentlich werde der Entwurf
nach dieser Richtung revidiert ; dvnn es soll auch eine Lek-
türe für die Eltern sein . Notwendig fei «heute sein offenes Be -
kenntnis zur Republik . Wer diesen Mut nicht aufdringt ,wird .die Republik auch nicht tatkräftig unterstütze»: können,wenn sie in Gefahr gerät . Was . die völkische Bewegung be-
trifft , so möge der Unterrichtsminister jedem Versuch , diese in
die Mittelschulen zu tragen , entschieden entgegentrete » .

Der Redner forderte serner die un ^ loeideutige Einstellung
der Hochschulen zum neuen Staat . Die Freiheit der Lehrer
un>d Forschung werde dadurch nicht berührt .

Zu den volksparteiKchen Anträgen verhält sich der Redner
aus sachlichen Gründen ablehnend . .Die sozialid . Fraktion be-
weil alle sozialen Belange unter eliner Spitze vereinigt werden
zu halten war . Sie stimmen aber dem Gesetzentwürfe zu .■ weil alle sozialen Belange unter einer Spitze vereinitg werden

, sollen, die das Vertrauen der Arbeiterschaft genießt.
Zur Frage der Koalitionspolitit führte der Redner aus , daßdie Sozialdemkraiie deshalb in der Regjierung bleibe , weil

sie ihren Zielen dadurch besser zu dienen glaube , als in der
Opposition und weil Baden auf dem befchrittenen Wege seit6% Jahren ein festes Bollwerk der Demokratie bildete. Es
seien allerdings auch andere Koavitionsmöglichketten gegeben.Man würde dann sehen , ob in Bade-n, ohne die Scqialdem »-
kratie Politik gemacht werden kann . Wir aber müßten in die
Opposition gehen und täten es in dem Bewlrßtsöin, als Koa-
litionsgenossen, wenn auch unter schweren Opfern und wenig
axiitatorischen Erfolgen unsere Schuldigkeit gegenüber dem Volke

. getan zu haben . Abg . Klaiber (Landbund ) : Auch »vir stel-
len mks nicht aus den Boden des straffen Föderalismus .
Interesse der Steuerzahler und der Beamtenschaft selbst mußdas Boamtenheer unbedingt verkleinert werden.

Der Redner wandte sich dann der Laige der Landwirtschaft
zu . Die Stellllung der SoKivj Demokratie zu den Schutzzöllen
sei gleich jener zur Zwangswirtschaft diktiert vom agitatori .
scheu Erfolg , vom S? ck auf die Straße . Unser Wirtschafte
lebe» stecke mitten im Dreck und wir sähen leinen Außwe»Der Abg . Klaiber unterzog im weiteren das Gebäudesonder-
steuevgesetz einer kritischen Betrachtung , die zuweilen den Cha-
rakter einer Polmik gegen das Zentrum annahm .

Abg . Dr . Hummel (Dein . ) findet es im Gegensatz zum Abg .Matrum für nützlich , wenn auch die Einzslparlarnente das Ge-
biet der hohen Politik berühren und so die verschiedenen Wirt-

, schaftlichen Interessen unter allgemeinen Gesichtspunkten be-
trachtet werden. Das Verhältnis der Länder zum Reiche
müsse man dem Bedürfnis nach einem in sich geschlossenen
starke» Deutschland unterordnen . Aus diesem Grunde lehntder Redner die zu starke Betonung des Föderalismus und
Partikularismus ab . Die Zukunft der Deutschen Nation sei
nur denkbar, wenn wir die Hoffnung auf den deutschen Ein -
heitsstaat nicht aufgeben . Die Einzelforderungen der Länder
müssen «darauf geprüft werden, ob sie der Reichsidee zuträg¬
lich sind . Wir brauchen eine starke Zentralgewalt . An der
Koalitionspolitik in Baden seit festzuhalten , wenn auch nicht
die Möglichkeit der Ausdehnung nach der einen oder anderen
•Seite bestritten werden soll . Die Idee : Hier Bürgerblock,hier Proletariat ! hält der Redner für grundverkehrt . Man
sollte eher dafür sorgen, daß die große Kluft zwischen drei-
ten Volksschichten überbrückt wird . Die ruhige , stetige Ent -
Wicklung in Baden war nur möglich auf dem Wege der Koa-
lition. Wäre die badische Politik auch anderwärts befolgt wor-
den, so würde es dort vielleicht freundlicher ausgesehen haben.
Zu den Atbaumaßnahmen bemerkte der Redner , daß er sich
freue, wenn die Altersgrenze für die Univcrsitätsprofessore»
hinaufgesetzt werde und dadurch die Berufungen nach Baden
erleichtert würden . Außerordentlich zu bedauern sei, daß das
Arbeitsministerium aufgehoben werden mußte . Darüber kön-
» e kein Zweifel bestehen , daß die sozialen Aufgaben deS
Staates in Zukunft noch vermehrt würde » .

Dem Minister Dr . Engler gebühre ob seiner Arbeitskrast ,seines Charakters und seiner Gesinnung höchste Anerkennungund die demokratische Fraktion begrüße es darum lebhaft , daß
er auf anderem wichtigem Posten dem Staate erhalten wer -
den kann. Eine Verquickung der Rechtspflege mit Zweigen
der inneren Verwaltung dürfe unter keinen Umständen Platz
greifen. An Fragen der auswärtigen Wirtschaftspolitik könne
der Landtag angesichts der Struktur der Verantwortung fürdie Geschicke des Reiches nicht vorübergehe » . Man habe dochbisweilen den Standpunkt der Einzelparlamente SU würdigen
gewußt . In diesem Zusammenhang kam Abg . Dr . Hummel
auf die Londoner Konserenz und die günstige moralische Wir -
kung des Sachverständigengutachtens zu sprechen. Je schnel-ler die technischen Vorbereitungen durchgeführt werden , desto
besser für das deutsche Volk. Daß wir gewisse Vorbehalte
machen müssen , sei selbstverständlich. Vor allem niüsse man

Erwarten , daß das Ergebnis der Londoner Konferenz nichtals Diktat an Deutschland gelangen dürfe und es nicht der
einzelnen Macht überlassen wird , durch willkürliche Sank -
tionen den Gang der deutschen Wirrschaft zu stören . Grund -
bedingung jeder Reparation sei eine bedeutende Stärkung
unseres Exports . Mit der Anwendung des Zolles als Wirt-
schastliches Kampfmittel müsse man aber gerade aus diesemGrunde sehr vorsichtig sein . Es war von der Reichsregierungverfehlt, diesen Standpunkt schon jetzt in die Debatte zuwerfen .
. Der Redner fuhr fort, es sei nichts verderblicher, als dieHaßpolitik, wie sie heute von gewissen Organisationen betrieben
Jjwd . Nicht minder gefährlich sei das Spiel mit militäri -
sthen Dingen . Die völkische Bewegung baue sich auf einer
unwissenschaftlichen rassetheoretischen Zhese auf .

In Baden muffe man allen Ernstes daran gehen , den Standder Volksbildung wieder auf die alte Höhe zu bringen . DerRedner wandte sich gegen die einseitige politische Denkungs -weise der akademischen Jugend und die Abkehr von früheren
satter Arbeitsweise . Die Probe , daß im deutschen Volke

politische und wirtschaftliche Vernunft immer noch die
Mehrheit besitzt, fürchtet der Redner nicht. Für ihn und keint

Freunde gelte als Maßstab auch für die weitere Arbeit derOpferwille und das gute Gewissen .
Fortsetzung der Aussprache nachmittags ha5 , < Uhr.Schluß gegen 1 Uhr.

*
Lerwaltungsgebührengesetz .

■ Dem Landtag ist ein Gesetzentwurf über die Änderung des
Verwaltunzsgebührengesetzes zugegangen . Er hctt nur eineneinzigen Paragraphen . Dieser klautet :

» . „ Artikel 4 Abs. 2 des Gesetzes vom 7. iJuni 1923 über die
Änderung des Beriwwltuî gsgebührengesetzes wird aufge -
hoben."

In der Begründung wird bemerkt : Auf Grund der im Ar-tikel 6 Absatz 1 des Gesetzes vom 7 . Juni 192Ö über die An-
devung des Peuwaltungsgebührengesetzes erteilten Ermäch ,tigung hat das StaatsmiiMerimni duvch Verordnung vom2v . T <ezember 1823 über Verwaltungsgebühren bestimmt , daßmit Wirkung vom 1 . Januar 1904 an

1 . die im Verwaltungsgebührengesetz und in anderen Ge-
setze» sowie in Verordnungen vorgesehenen Sporteln , Taxen ,Auslagen und Vorschüsse in Gvkh »nark berechnet und cnaefor »dert werden ( § 1 Absatz 1 ),

2. an Stelle der im VerwaltungSgeMhrengesetz und in an¬deren Gesetzen sowie in Verordnungen vorgesehenen, bisher in
Reichswährung bestimmten Sätze für Sportelu m«d Taxen diegleichen Beträge in Galdmark treten (§ 2 Absatz 1 ).Diese Verordnung findet keine Anwendung auf die in 8 19
Ziffer 16 des Verwaltungsgebühr engesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 17 . August 1923 , früher § 25 Ziffer 11,festgesetzte Taxe für die Staatsgenehrnigung zur Ausstellungvon Schuldverschreibungen auf den Inhaber , die von badischenGemeinden , Gemeindeverbänden ufw . ausgestellt wenden. Indiesen Fällen wird gemäß ArtikÄ 4 Absatz 2 «des Gesetzes vom7. U,ni 1923 über die Änderung des BerdvaltungsgÄ>ührenge -
fetzes zu der im Verwaltungsgebühreugesetz vorgesehenen Taxeein Zuschlag von 200 vom Hundert erhoben. Zu einer Ände -
rung dieses Zuschlages ist das Staatsininisterium durch Artikel6 des erwähnten Gesetzes vom 7- Jnni 1923 nicht ermächtigtworden.

Nachdem seit 1 . Jan -tiar 1924 alle sonstigen ! im Bevwaltunys .
gebührengesetz vorgesehenen Taxen in Goldmark berechnet un&
angefordert werden und an Stelle der im Verwaltungsgebühi -
rengesetz sonst vorgesehenen , bisher in Reiichswähunz bestimmt -ten Seche für Taxen die gleichen Beträge in Goldmark ge-treten sind , sollte das gleiche Verfahren auch bezüglich der Taxefür die Slaatsgenehmigung zur Ausstellung von Schuldner -
schreibungen auf den Inhaber Platz greifen , da «in Grund ,bei der Berechnung dieser Taxe anders wie bei den übrigenTaxen zu Verfahren, nicht vorliegen bürste . Dies ist aber nur
möglich , wenn die Sonderbestimmung des Artikels 4 Absatz 2des Gesetzes vom 7 . Juni 1923 ausgehoben wird , denn dann
gelten auch für die in § 19 Ziffer 15 (frühe» § 25 Ziffer 11 )!des Veriwaltuugsgebührengesetzes festgesetzte Taxe döe Vor-
schriften der Verordnung des Staatsministeriums vom 29. De-
zember 1983 über Verwaltungsgebühren , und däe bisherige ,von der allgemeinen Regelung abweichende Berechnung der
Taxe für die Staatsgenehmigung zur Ausstellung von Schuld -
verschreibungen auf den Inhaber fällt weg.

Anträge zum Landtag
Dem Landtag ist eine Reihe von Anträgen zugegangen .Die Abgg . Siebeck (Ztr . ) u . Gen . wünschen baldige Vorlageeines Hebammengesetzes tind bis zum Erlaß eines solchenMaßnahmen zur Sicherstellung der Ältersfürsorge für He«bammelt . Der Landbund fordert Anweisung der badischenVertreter im Reichsrat, daß sie dort für den lückenlosen Schutzder landwirtschaftlichen Erzeugnisse stimmen. Weiter be-

antragt der Landbund ein Gesetz zur Regelung der inneren
Verwaltung vorzulegen, daß u . a . die Gebiete der früherenAmtsbezirke wiederherstellt nnd durch Änderungen orgnnisa -
torischer Art Ersparnisse zu machen sucht. Ein Antrag Hob¬ler iSoz . ) u . Gen . will Verstaatlichung der Ausbildung der
Handarbeitslehrerinnen und Einrichtung des bisherigen Leh-
rerseininars II in Karlsruhe als Handarbeitslehrerinnense -
minar . Ein Antrag Henrich (Ztr .) u. Ge» . betrifft die Er -
richtung einer Kurzarbeitfüvsorge und Erhöhung der Er -
werbslosenunterstützung . Die Kommunisten wollen Erlassungder Justizgefällrechnungen für anläßlich der vorjährigen Un-
ruhen bestraften Arbeiter, die sich in No)t befänden.

Förmliche Anfragen haben eingebracht : das Zentrum betr .
Maßnahmen für die durch den Mißwachs geschädigten Land¬wirte des Hinterlandes und betr . Maßnahmen gegen die
wirtschaltchcn und gesundheitliche Verelendung der Tabakar -
beiter . — Die Bolkspartei betr. Ausbau der Murgtalbahn zwi -
scheu Raumünzach und Kloster Reicheubach . — Die Regierunghatte einen Gesetzentwurf vorgelegt über die Vereinigungder Gemeindelt Schwäblishausen und Zell am A. (beide im
Bezirk Pfullemdorf gelegen ).

Das Gnmbel ' scde Kuck „ Verschwörer "

Das badische Justizministerium hat der Mannheimer
„Volksstimme, , die folgende Berichtigung übersandt :

In Nr . 178 der Volksstimme vom 5. Juli 1924 werden
bei Besprechung des Gumbelschen Buches „Verschwörer "
gegen die Rechtsprechung der deutschen Gerichte scharfe
Angriffe erhoben . Es wird ausgeführt , daß in der deut -
schen Republik der Republikaner vogelfrei , der Republik -
gcgner unverletzlich sei . Zum Beweise dafür , daß auch
Baden von schlimmen Urteilen solcher Art nicht frei sei ,
wird aus drei Vorgänge hingewiesen , aus welchen eine
Einstellung der badischen Gerichte in dem genannten
Geiste zu entnehmen sei. Diese schweren Beschuldigungen
gegen die badische Rechtspflege und damit auch gegen die
badische Justizverwaltung können nicht unwidersprochen
bleiben .

Zunächst wird ausgesührt , daß der Mörder Landaueis
von einem „badischen Kriegsgericht " freigesprochen wor¬
den sei . Hier ist offenbar auf das Urteil des Auflösungs -
stabes 59 (früher Gericht der 29 . Infanterie -Division )
abgehoben , das am 19. März 1920 ergangen und durch
welches der Unteroffizier Digele von der Teilnahme an
der Tötung des Schriftstellers Gustav Landauer freige -
sprock>en worden ist. Ohne auf die sachliche Begründung
dieses Urteils und an die daran geknüpften Folgerungen
einzugehen , mutz hierzu bemerkt werden , datz dieser An -
griff auf die badische Rechtspflege durchaus fehl geht .
„Badischr Kriegsgerichte " hat es überhaupt nicht gegeben .
Vor und während des Krieges und auch zur Zeit der
Heeresauflösung gab es nur Kriegsgerichte j>er betr .
deutschen Kontingente , mithin für Baden nur preußische
Kriegsgerichte . Die badische Justizverwaltung hatte auf
diese Gerichte keinerlei Einfluß , weder in bezug auf ihre
Zusainmensetzung noch hinsichtlich der Dienstaufficht . Es
ist daber auch nickt angängig , ein Urteil eines solchen

Gerichtes dafür heranzuziehen , datz die badische Justiz
« der Reaktion schrankenlos ausgeliefert " sei .Sodann wird darauf hingewiesen , datz die Heidelbrr .,«Straffammer , die den Studenten Hölscher ,md den Schü ,ler Maier . beide politisch rechtsgerichtet , die wegen eine?Attentats gegen den Lehrer einer höheren Lehranstaltangeklagt waren , freigesprochen habe . Es handelte sichhier um das Urteil des Heidelberger Schwurgerichts (und
zwar in der alten Zusammensetzung ) vom 11 . Juli 1923 .mithin eines reinen Laiengerichtes . Die Freisprechungdes Hölscher erfolgte , weil er auf Grund der Gutachten
zweier psychiatrischer Sachverständiger als geisteskrank
bezeichnet worden ist , daher gem . § 51 StGB , für seineTat nicht verantwortlich gemacht werden konnte . Hin -
sidhtlich des Maier wurden die Schuldfragen zwar bejaht ,dagegen ebenfalls auf Grund des Sachverständigenglit -
achten verneint , datz er zurzeit der Tat die erforderliche
geistige und sittliche Reife zur Erkenntnis der Ungesetz-
lichkeit derselben gehabt habe . Dagegen wurde auf An¬
ordnung von Fürsorgeerziehungsmatzregeln erkannt , aufGrund derer sich Maier heute noch in einer Fürsorge «
erziehungsanstalt befindet . .

Abgesehen davon , datz nicht die geringsten Anhalts -
Punkte daftir vorliegen , daß die Geschworenen bei Fäl -
lung dieses Wahrspruches sich nicht von sachlichen, sondernvon politischen Gesichtspunkten hätten leiten lassen , istder Angriff auf die badische Rechtspflege im Zusammen -
hang mit diesem Urteil und damit auf die hadische Justiz -
Verwaltung schon deshalb hinfällig , weil das Urteil von
einer nach den damals geltenden Bestimmungen ausge -
losten Geschworenenbank erfolgt ist, auf deren Zusam -
mensetzung der Justizverwaltung keinerlei Einfluß zu¬
stand .

Schließlich wird noch der im Juni d . Js . vor dem
Schwurgericht Heidelberg verhandelte Fall Rüge heran -
gezogen und ausgeführt , daß der Vorsitzende an alle Rich-
ter Fragen über ihre politische Einstellung in öffentlicher
Sitzung gestellt habe , zu der keinerlei Rechtsgrundlage
gegeben gewesen sei . Hierzu ist folgendes zu bemerken :

Der Verteidiger des Rüge führte zu Beginn der Sit -
zung aus , datz er sich darüber schlüssig zu machen habe ,ob er einen Richter oder Geschworenen wegen Besorgnis
der Befangenheit abzulehnen habe ; er müsse daher die
Frage stellen , ob sich auf der Richterbank ein Jude be-
finde . Der Vorsitzende wandte sich mit einem Blick an
die Beisitzer und stellte nach deren Kopsschütteln fest , datz
die Frage verneint werde . Sodann richtete der Verteidi -
ger oder der Angeklagte die weitere Frage , ob unter den
Richtern ein Mitglied des Vereins zur Abivehr antisemi «
tischer Angriffe sei . Der Vorsitzende wandte sich wie-
derum mit einer kurzen Frage an die Beisitzer und er-,
hielt durch Kopfschütteln die Bestätigung , datz dies nicht
der Fall sei. Damit war der kaum eine Minute dauernde
Vorgang erledigt und die Verhandlung konnte ohne wer-,
tere Verzögerung beginnen . Es ist sonach nicht richtig ,
datz der Vorsitzende „ohne Rechtsgrundlage " die Richter
nach ihrer politischen Einstellung gefragt habe , vielmehr
handelte es sich lediglich »m deren Abstammung und'
deren Zugehörigkeit zu der erwähnten Organisation .

Nach der ganzen Sachlage ist das Verhalten des Vor -
sitzenden nicht zu beanstanden . Hätte er die beiden Fra -
gen abgelehnt , so wäre die Folge gewesen, daß der als
fanatischer Judengegner bekannte Angeklagte Rüge durch
Stellung von unbegründeten Ablehnungsanträgen die
Verhandlung verzögert und einen sachlichen Verlauf der -
selben zum mindesten erschwert hätte . Dadurch datz der
Vorsitzende in der bezeichneten Art allen derartigen An -
trägen die Spitze abbrach , hat er zweifellos das getan ,was nach Lage des Falles das praktischste war - Aus kei-
nen Fall kann dieser Vorgang einen Grund zu solch!
schweren Angriffen auf die badifche Rechtspflege und da-
mit auch auf die badische Justizverwaltung abgeben .

„Preisrätsel"
Von zuständiger Stelle wird uns geschrieben:
In der letzten Zeit mehren sich in auffallender Weise

in Zeitungen r,ni > Zeitschristen Ausschreiben , in denen
„Preisrätsel

" ausgegeben sind . Für die Lösungen ist
eine Anzahl von Gewinnen ausgesetzt, die unter den Ein -
sendern richtiger Lösungen zur Verlosung gelangen sollen «
Dabei ist in der Regel vorgeschrieben , daß mit der Lösung
ein bestimmter Geldbetrag , sei es als Kaufpreis für
einen Gegenstand , sei es als Porto , eingesandt werden
mutz . In dem Auslosungsplane , der in großen Zügen
bekannt gegeben ist, wird vielfach bestimmt , daß sich die
Werte der Preise je nach Mehr - oder Minderbeteiligung
erhöhen oder vermindern können . Dabei ist hmffi"g die
Bewerberzahl , bei deren Erreichung die ersten, d . h . die
wertvollsten Preise verlost werden , so hoch gegriffen , datz
mit der Gewinnung einer so großen Zahl von Bewerbern
nicht gerechnet werden kannn .

Wie schon in der Presse mitgeteilt würde , hat der Ge -
neralstaatsanwalt die Staatsanwaltschaften darauf hin -
gewiesen , datz derartige Preisausschreiben unter die Be -
stimmungen des 8 286 des Reichsstrafgesetzbnches über
die Veranstaltung öffentlicher Lotterien und Ausspielun -
gen fallen und deshalb , falls sie ohne vorher eingeholte
behördliche Erlaubnis erfolgen , strafbar sind. Auch eine
strafrechtliche Verantwortlichkeit des Jnseratenredakteurs ,
der ein derartiges Inserat annimmt , ohne sich über daS
Vorliegen der behördlichen Genehmigung zu verliissigen,
kommt in Frage .

Diese Preisrätsel -Ausschreiben haben aber neben der
strafrechtlichen auch eine sür unser wirtschaftliches Leben
sehr ernste moralische Seite . Es liegt hier tatsächlich eine
Vettvilderung der geschäftlichen Sitten vor , die gerade im
Interesse aller reellen Geschiistsimt^rnehmen , vor allem
durch entsprechende Ausklärung der Öffentlichkeit, aufs
entschiedenste bekämpft werden mutz.



Der neue Präsident der NeichöbaljNvUeMon
Karlsruhe

Präsident Freiherr von Eltz -Rübenach hat die Leitung der
Geschäfte der Rsichsbahndireblion Karlsruhe am 19. Juli
übernommen .

Gedenkfeiern in den bad. Schulen
Da der zehnjÄhmge Gedenktag des Weltkriogsausbruchs

(3 . August) und Sie -F«>ier des TagS der fün,sten Wiederkehr
der Reichsverfassung inr Weimor ( 11 . Augtiist ) in die badischen
yroheti Soiilinerferien fallen so hat der bardische Untervichts-
minister angeordnet , daß beide Feiern auf den Tag des Schul -
schilt ff es , den 31 . Juli , zusammenzuziehensind. An diesem Tage
hat kein Unterricht mehr stattzuftnden. Alles politisch Tren¬
nende ist dabei zurückzustellen, um so kräftiger ülst herauSzu -
arbeiten , tvorin alle Deutsche einiig sein sotten: ftru der Licke
zu Volk und Reich , ürt dem Glauben an sine n«>ue künstige
Größe unseres Vaterlandes und in dem Willen *ur echten ehr¬
lichen Volksgemeinschaft- - .Weiter hat bet llnderrichtsminister die Anrogunq gegeben-,
im Zusanmn-eirhaidg mit diesen Feiern am 31 . Juli auch der
S0. Wiederkehr des Todestages von Fritz Neuster ( 12. Juli )
duvch Einflechtung ailgeniessener Eckvägun? oder geeignete«
Proben zu gödenken.

Gesundheitliche BeaufsichtignngderVolksschulen
Mit Rücksicht au fi«en 'hohen Wert einer gesundheitil . ldber-

tvachunig der Schuljugend hat der badischen Undervichtsminister
die Bezirksärzte svsncht , die än den letzten Jahren zoiÄooise ein -
gestellten Echulbesichtiguingen im Schuljahr 19B4/25 wieder
aufzunehmein.

Zur Grünlandsfrage
fand in der Direktionssitzlmg des Landwirtschaftliche« Bezirks«
Vereins Karlsruhe vom 28. Juni 19Ö4 volle Würdigung. £ >ie
von der Landwirtschaft -? kammer ausgebende und vom «Pväsi-
den-ten des Bad. Landw . Vereins, Gutsbesitzer Wachs , sehr
begrüßte und untevstiitzte Anregung zur Mitnahme Äer auf
Förderung der Wiesen«- und Weidewirtschaft «erdichteten Tätig¬
keit wurde als sehr wichtig anerkannt und als eine dringliche
Aufgabe der GegeMvart bezeichnet . Besonders Attbürger -
meister Elser , Rußlheim, Mies Im «warmen Worten auf die
große Bedeutung der auf die Verbesserung urfd Erhaltungder Wiesen abzielenden Arbeiten hin . Er wurAe von Lan -
desökonomierat Röfch, Graben ^>ob!haft unterstützt . Der Orts -
Vereinsvorsitzende Pievrer , Daxlanden , töilte aus seinen Er -
fahrungen mit , wie reich die Wiese die auf sie verwendete
Mühe entschädige . Einstimmig wurde beschlossen» .der Grün -
lanbfrage die dauernde Aufmerksamkeit de« Bezirksvereins
zuzrvwenden. Zu diesem Zweck wurde eine Kommission be-
stellt. Zu Mitgliedern dieser Kommission wurden berufen :
Altbürgermeister !Elser>, Ätußheim, Lanldesökonomrerat Rösch,Krabe » , und OrtHvereinSvorsitzender Friedrich Pferrer, Dax-
lande» . Aufgabe dieser Kommission wird sein , sich Uber die
vorliegenden Verhältnisse zu erkunden, m!it den in Betracht
kommenden GemeinÄobehörden die FM >ung aufzunehmen , Aid-
regungen entgegenzunehmen und Ratschläge zu erteilen sowßeder Vereinsdirektion Bericht zu erstatten und Vorschläge über
zu ergreifende >Mp>ßnahinen zu unterbreiten . Beim Kultur ^
bauamt und dem Uniterausschußl Hrl Grünlanidfvqjzen bei
der Bardischen Laiidwirtfthaftskammer wird die Grünland --
kommiffion des 'LandtN. BezirtSvereins Karlsruhe jederzeitdie erforderliche Unterstützung finden .

IRommunale IRunbscbau
Aus dem Karlsruher Stadtrat . Eine Bürgerausschußver -

sammlung wird am Donnerstag , dem 31 . Juli d . Js ., nach-
mittags 4 Uhr, staufinden . Zur Verbesserung des derzeitigen
Fahrplans der städt. Straßenbahn wird bis spätestens
1 . September 1924 auf den Linien 1—5 an Stelle des 10 Mi-
nuteiwerkehrs der 8 Miuutenverkehr eingeführt . Auf Antragdes Kleinrontnerbundes wird nach Anhörung des Fürsorge -
ausschusses mit Wirkung vom 1 . Juli 1924 die Normalmo -
natsbeihilfe auf 42 M ., der Zuschlag für jede dem ^ gemein-
schaftlichen Haushalt angehörende Person auf K des Nor¬
malbetrages festgesetzt . Im städt. Voranschlag 1925 soll ein
Betrag von 4000 Mark als Beihilfe zur Wiederherstellung des
Jugenderholungsheims Jügermatte auf dem F -ldberg vo .̂ge-
sehen werden.

Der BiirgerausschuH Bretten nahm die Vorlage d-s Ge -
meinderats an . Sic sieht fügende Umlagohöhe vor : für klaf .
sifizierte und einzeln geschätzte Grundstücke sowie Gebäude
60 Pfennig von 100 Mark , für Betriebsvermög ^ i 76 Pfg .
von 100 M . Zu der Frage einer Anleihe der Stadt in Eng¬
land teilte der Vorsitzende mit , toß durch die Vermittlungdes Bürgermeisters Dr Weiß-Eberbäch ein Kreditangöbot aus
England eingegangen sei , daß eine Kollektivanleihe einer
Reihe badischer Städte gestatte und Zwar bei 10jähriger Kün¬
digung zu 10 Prozent Zinsen , so ,dcch sich also das Kapitalbis zur Rückzahlung verdoppelt haben Müßte. Da Bodenken
über die Dauer der Anleihe bestehen , wurde der Antrag dahin

abgeändert , daß die Zusti» « «ng i » einer Anleihe über
200 000 Mark erteilt wird , »venu e? gelingt die Anleihe aufeine Zeitdauer von 5—6 Jahren abzuschließen. Ist eine Bin -
dung auf 10 Jahre unbedingt erforderlich, so soll die Anleihenur 100 000 Mark betragen . Mit 'dem Geld soll besonders
die private Bautätigkeit unterstützt werlden .

Dem Bürgerausschuß Meersburg lisgjt zum erstenmal seitder Inflation eine Umlage nach Pfennigen vor, und zwar soll
diese Umlage 45 Pfennig betragen . 1914 bclief sich die Um-
läge auf 30 Pfennig , 1919 ebenfalls auf 45 Pfennig . Der Vor¬
anschlag ist so aufgestellt , daß sine Nachtvagsumlage nicht not»
wendig werden dürfte . Um airländisches Geld gegen Ver-
Pfändung von Liegenschaften zu erhalten , wurde da? Bürger -
«reisteramt beauftragt , die nötigen Schritte zu unternehmen .— Die große Beleuchtung von Schloß und Stadt Meersburg
findet am kommenden Samstag abend statt .

Aus der Landeshauptstadt
WelttbrennerAusstellung in der Badischen Kunsthalle . Die

schon seit langem in Aussicht genommene Ausstellung zuEhren des großen einheimischen Bauemeisters Friedrich Wein -
brenner ist nunmehr aus Anlaß der Tagung des DeutschenWertbundes fertiggestellt und wird am Donnerstag , den
24 . Juli eröffnet. Es soll nur gewissermaßen eine Vorschau
geboten werden zu einer mit anderen Instituten der Stadt
zum 100jährigen TodeOag >des Künstlers vorbereiteten gro-
ßen und -imposanten Kundgebung . Die gegenwärtige Aus -
stellung soll einen Einblick in sein Leben und Schaffen ver-
Mitteln : Bildnisse seiner selbst und seiner Zeit , Möbel und
Geräte aus seinem Besitz bringen uns den Menschen und die
Zeit nahe . Die großartigem Entwürfe seiner (und seinerSchüler ) Hand geben einen Querschnitt durch das Schaffs»
dieses für unsere Stadt bestimmenden Künstlers .

Schau Pforzheimer Werkkunst. Neu ausgestellt ist das
Ergebnis des Wetbewerbes der „Deutschen Goldschmiedezek .
tung"

, welches nur in den Tagen, in denen der Deutsche Werk,
bund h er seine Tagung abhält , zu sehen ist.

70 . Geburtstag. Am 25 . ds . Mts . begeht Geheimer Ober -
regierungsrait a . D . Dr . David Hug» Mayer in Karlsruhe
seinen 70 . Geburtstag . Der Jubilar war viele Jahre hin -
durch als Vorsitzender Rat Mitglied des Verwaltungshofes .
Während eines Zoitraums von 37 Jahren hat er dem Ober -
rat der Israeliten angehört und sich hervorragende Verdiensteum die Ausgestaltung der Bad . LandeSsynagoge erworben .
Auch die Errichtung des Friedrich-Luisen -Hospizes in Dürr -
beim ist seine« Anregung zu verdanken . Dem ausgezeichnetenBeaniten und treuen Führer seiner Glaubensgemeinschaft
mögen noch viele Lebensjahre in geistiger und körperlicher
Frische vergönnt sein.

Städt . Konzerthaus. Heute Dienstag und täglich wird die
erfolgreiche Operette „ Die schöne Rivalip " wiederholt und ga-
stiert als „Egon " der hier beliebte Operettentonor Kurt Schütt .— Die nächste Operettenneuheit , die vorbereitet wird, beti-
telt sich „ Der Königs Nachbarin" und ist von dem Komponi-
sten des „SchwarAwaldmädels" Leon Jessel . Es ist die Mül¬
lerin von Sanssouci , die dein Komponisten Gelegenheit gibt,den volkstümlichen Einschlag seines Talentes auszuwirken zueinein vaterländischen Singspiel . Fritz Grünbaum und Wil-
Helm Sterk haben Jessel einen Text geliefert . Friedrich der II .von Preußen steht im Mittelpunkt der Handlung .

verschiedenes
P Im Prozeß Rahardt u. Gen.

ist wie aus Berlin gemeldet wird das Urteil gefällt worden :
Der frühere Präsident der Berliner Handwerkskammer er-
hielt wegen schwerer Untreue , Anstiftung zu schwerer Un¬
treu« , aktiver Bestechung , Betrug , Preistreiberei und Ketten-
Handels eine Gesamtstrafe von 3% Jahren Gefängnis und
3000 GM ., sein Sohn Erich wurde zu einer Gesamtstrafe von
3 % Jahren Gefängnis und 10 000 GM . Geldstrafe verurteilt .Die übrigen Angeklagten erhielten Freiheitsstrafen von 4—2
Jahren Gefängnis und Geldstrafen von 2—6 Tausend GM .

Des 14fachen Mordes angeklagt .
Nach einer Meldung aus Hannover ist der Fall Haarmann

von der Polizei nunmehr an die Staatsamvaltschaft überwie -
sei , worden. Haarmann sind 1t Morde bisher sicher nachge -
wiesen worden.

Ein Gymnasiast als Mörder
Blättermeldungen aus München zufolge, steht der Mord an

dem Berliner Stadtrat Dr . Merz in Berchtesgaden vor seiner
Aufklärung . Es scheint sich zu bestätigen, daß der Mord nichtaus Raublust , sondern ursprünglich aus anderen Motiven ge-
schehen ist. Der Tat dringend verdächtig ist ein 17jähriger
Gymnasiast namens Keßler , der nach München flüchtete, woer von der Kriminalpolizei gesucht wird . Keßler ist vor einiger
Zeit aus dem Gymnasium wegen Diebstahls entlassen worden.

Ikurze Kachrickten aus Waden
DZ . Heidelberg , 19. Juli . Wie aus Marburg gdet wird, errang be! der akademischen Olympiade H t i

berg im Damenturnen die deutsche Meisterschaft.
DZ . Freiburg , 21 . Juli . Für nächsten Mittwoch ist hier intKornhausjaal die Gründungsversammlung einer FreiburgerOrtsgruppe des Reichsbanners Schwarz -Rot -Gold vorgeseh »«.DZ . Radolfzell, 19. Juli . Heilte Nachmittag gegenUhr brach auf bis jetzt noch nicht aufgeklärte Weise in derLagerhalle der Firma Kurz u . Höfer hier Feuer aus , dazmit rasender Schnelligkeit um sich griff . Das ganze Ge-bäude, das mit Holzwaren dicht gefüllt war , stand im Au-

genblick in hellen Flamnien und brannte bis auf den Grundnieder . Durch die ungünstige Einwirkung des Windes wurdeauch das davorstehende Geschäftshaus der Firma von denrFeuer erfaßt , dessen Dachstuhl vollkommen ausbrannte .
,

DZ . Stuttgart , 19 . Jul . General der Infanterie Paulvon Schäfer , im Kriege zunächst Kommandeur der
Reserve-Division an der Upern-Front , von Januar 1916
stellv . Kommandierender General in Stuttgart , ist hier
Alter von 68 Jahren nach kurzer Krankheit gestorben.

Dandel und Mirtsckakt
Berliner Deviseunotierungen

Amsterdam 100 G .
Kopenhagen 10V Kr.
Italien .
London .
Newyork
Paris .
Schweiz
Wien

100 L.
1 Pfd .

1 D.
100 Fr .

. 1 » Fr .
100000

18 . Juli

Prag . . 100 Kr.
Zuteilung überall 100 z>r»»e»t

Geld
160 .45
67 .78

18.125
18.425

4 .19
21 .65
77 .26
5 .915
12 .47

» rief
161 .25
68 .07

18 .225
18 .515

4 .21
21 .75
77 .64
5.935
12 .53

17 . Juli
Seld

159 .80
67 .43
18 .10

18 .375
4 .19

21 .70
76 .46
5 .92

12 .75

» rief
160.60
67.77
18 .30

18.465
4.21

21 .80
76 .8 t

5 .94
12.51

Krise in der sächsischen Industrie. Wie der Berl . „ Lok . - Anz .
"

aus Dresden meldet ist ein starkes Abflauen der industriellen
Tätigkeit in Westsachsen zu verzeichnen. In dem TextilgebietMevane, Glauchau , Crimmitschau und Wersau findet es die
Mehrzahl der großen Webereien und Spinnereien recht schwie-
rig , selbst die auf 24 Stunden ermäßigte wöchenUiche Arbeitszeit
aufrechtzuerhalten , da neben geldlichen Schwierigkeiten auch
mangelnde Aufträge zu größeren Einschränkungen zwingen.
In den Zwickauer Horffchioerken wurden von 1500 Arbeitern
800 entlassen und die Maxhütte hat sich genötigt gesehen,ihren Zwickauer Betrieb stillzulegen.

Staatsanzeiger

-

Bekanntmachung .
Statute « der Handelskammer Schopfheim .

Auf Grund des Artikels 2 des HandelÄammergesetzes wird
die Ziffer 3 des Statuts der Handelskammer für die Kreise
Lörrach und Waldshut in Schopfheim vom 29 . März 1889
der Fassung vom 23 . Juni 1920 (Karlsruher Zeitung
Staatsanzeiger — Nr . 148) wie folgt geändert :

Die Zahl der Mitglieder beträgt 29, wovon 7 aus den Wahl-
berechtigten des Amtsbezirks Lörrach, 7 aus denen des Amts-
bezirks Schopfheim, 6 aus denen des Amtsbezirks Waldshut ,6 aus denen des Amtsbezirks Säckingen und 3 aus denen deZ
Amtsbezirks Müll heim zu wählen sind .

Karlsruhe, den 18 . Juli 1924 .
Der Minister des Inner »

Remmele
* Bekanntmachung

Die Abhaltung der HandelSlehrerpriifung im
Spätjahr 1924 betr .

Die nach Maßgabe der Verordnung des Ministeriums de?
Innern vom 6 . Dezember 1913 ( Ges. u . V .-Bl . 1913 Nr.
XLVII ) , die Ausbildung und Prüfung der Handelslehrer
betr ., abzuhaltende ordentlick >e HandelÄehrerprüfung sowie
die gemäß Verordnung des Staatsministeriums vom 17. Mai
1922 ( Amtsblatt 1922 Nr . 22 ) , die Ausbildung und Prüfung
für das höhere Lehramt an Handelsschulen betr ., abzuhal-
tende erste Prüfung werden am Montag , den 22 . September
1924 vormittags 8 Uhr beginnen.

Karlsruhe, den 14 . Juli 1924 .
Der Minister des Kultus und Unterrichts

Dr . Hellpach

( « Teppich - Huber Kein
Laden !

Gardinen "
/ Cocos / Niedrige Preise

Karlsruhe , KaiserstraBe 235 (Nälie Ilirschstr)

Margo - Silba
Das Wunder neuzeitiger Erfindungen

versilbert durch einfaches Abreiben jeden Metallgegenstand .
Sofort Vertreter gesucht . Muster gegen M . 1 .50 auf Post¬
scheckkonto Berlin 152506 . Nordeuropäische Handels¬
gesellschaft m . b . H„ Berlin SW. 29 . D .473

■ i Stadtkassenbuchhalter l»
in Aushilfestellung bei hoher Vergütung sofort gesucht .
Angebote unter D 464 an dieExp. d. Karlsr . Zeitung erbet.

Schuhbranche .
Durchaus branchekundige , selbständige

Verkäuferin
per bald gesucht . Angebote mit Angabe von Ge¬
haltsansprüchen und Beifügung von Bild an Schuh¬
haus N . A. Adler , Freiburg i . B. D .472

Bekanntmachung.
In der Strafsache gegen Hellmut Bissinger von hierund Genossen wegen Diebstahls sind hier drei ältere

Fahrräder verwahrt , deren Eigentümer bisher nichtermittelt werden konnten . Gemäß §§ 980 ff. B .G .B,werden die Empfangsberechtigten hiermit aufgefordert ,ihre Rechte bis spätestens 1 . September 1924 bei der
unterzeichneten Behörde anzumelden . Nach Ablaufdieser . Anmeldefrist werden die Räder öffentlich ver-
steigert. £ .84

Pforzheim , den 16. Juli 1924 .
Staatsanwalt II.

Betreffend :

Wir machen die Herren Bürgermeister darauf auf -
merksam, daß die meisten süddeutschenJäger in Stadt
und Land (auch viele Fischer ) den Deutschen Jäger "
München (erscheint wöchentlich am Donnerstag ) lesen .
Jagd - und Fischereiverpachtungsanzeigen gehörendarum in erster Linie in diese Zeitschrift. (46 . Jahrg .»
Anschrift: Verlag . Der Deutsche Jäger ", München,
Briennerstr . 9 . D -7

MmM
ist unser Kräuter -Tee „Silvana " von hervorragender , vorbeugenderWirkung . , ,Ihr Tee hat bei mir direkt Wunder gewirkt*' , schreibtE . W . in F . „ Auswurf, Nachtschweiß, Fieber , Husten , Atembe¬schwerden hörten sofort auf" , „ Unser Arzt freute sich selbst, daß derTee mir bekommt" , „ Appetit undWohlbefinden hoben sich" , so lauten
täglich einlaufende Dankschreiben . Pro Paket Mk . x.— Nachnahme .Laut bezirksarztlicher Bestätigung frei verkäuflich. D .466Silvana - Gesellschaft , Lauingen - Donau Ol.

X .78. Karlsruhe. Uber
das Vermögen der Firma
Schlesinger& Co ., Zigarren¬
fabrik in Karlsruhe, Erb-
prinzenstr . 28, und deren
Inhaber Berthold Schlesinger
in Karlsruhe, Erbprinzen -
strafte 28, wurde beute am
18 . Juli 1924, vormittags
10 Uhr, das Konkursver¬
fahren eröffnet . Der Kauf-
mann Julius Hepp in

Karlsruhe , Kriegstr . 174,
wurde zum KonkurSver-
Walter ernannt. Konkurs -
forderungen- sind bis zum25 . August 1924 bei dem
Gerichte anzumelden. Es
ist Termin anberaumt
vor dem diesseitigen Ge-
richte zur Beschlußfassung
über die Beibehaltung des
ernannten oder die Wahl
eines anderen Verwalters,

sowie über die Bestellung
eines Gläubigerausschusses
und eintretenden Falls
über die in § 132 der Kon-
kursordnung bezeichneten
Gegenstände aus Sams-
tag, den 16 . August 1924 ,
vormittags 10 Uhr, und zur
Prüfung der angemeldeten
Forderungen auf Samstag,
den 13 . September 1924 ,
vormittags 11 Uhr. Allen
Personen , welche eine
zur Konkursmasse ge-
hörige Sache in Besitz
haben oder zur Konkurs -
masse etwas schuldig sind,
ist aufgegeben , nichts an
den Gemeinschuldner zu
verabfolgen oder zu leisten ,
auch die Verpflichtung auf-
erlegt , von dem Besitze der
Sache und von den For-
derungen , für welche sie
aus der Sache abgesonderte
Befriedigung in Anspruch
nehmen , dem Konkursver -
Walter bis zum 25. Au-
gust 1924 Anzeige zu
machen .

Karlsruhe, 18 . Juli 1924 .
Der Gerichtsschreider

deS bad . Amtsgerichts A 5.
Austricherneuermlg (10035

qm) der Landstratzenüber -
führung über den Verfchub-

bahnhof in Weil-Leopolds-
Hölle Km - 267,78 mit Ent¬
rosten zu vergeben nach den
vorläufigen Verdingungs -
Vorschriften vom 1 . Juni
1924 nebst Zusatzbestim-
mungen . Bedingnishefte
und Angebotsvordruckc lie-
gen bei der Bahnbauinspek -
tion Basel und der Bahn -
meistereiWeil-Leopoldshöhe
auf . Angebote längstens
bis zum Eröffnungstermin
Donnerstag , den 31 . Juli
1924 , vormittags 11 Uhr ,
bei der Bahnbauinspektion
Basel portofrei , verschlossen
mit entsprechender Auf-
fchrifteinsenden. Zuschlags-
frist 14 Tage . X .18.2.1

Basel, 15 . Juli 1924 .
Bahnbauinspektion .

Hochbauarbeiten für den
Neubau einer Eilgüter -
halle im Bahnhof Pforz -
heim öffentlich zu verge-
ben : Grab -, Maurer -,

Steinhauer -, Zimmer -,
Schmiede-, Blechner-,
Dachdeckerarbeiten und

Lieferung von Walz-
eisentbäger . Zeichnun-
gen, BedingungAheft und
Arbeitsbeschriebe auf un»
serem Baubüro Pforz «
heim, Luisenstrcche 3, zur

Einsicht; dort auch Alb-
gäbe der Angebotsvor-
drucke gegen Selbstkosten-
preis . Angebote mit Auf-
fchrift, verschlossen , post -
frei , bis längstens 6. Au-
gust d I ., 10 Uhr vorm»
bei dem Baubüro Pforz-
heim einzureichen. £ .58.2.1
Karlsruhe , 16. Juli 1924.

Babnbauinspektioa .
Die BlAhosuiirWst

Wwetzinge»
ist auf 1 . April 192V neu
zu vergeben . Angebote
nach Prozenten der Roh -
einnähme (Umsatz ) mitAn -
gaben einer festen Gold -
mark - Mindestpachtsumme
sind mit Nachweisen über
Befähigung , Leumund >'•
Vermögen der Bewerber
bis spätestens 16. Auß» ''
verschlossen bei der Be-

triebsinspektion Mann -
heim, bei der die Bedm -
gungen eingesehen oder

gegen 1 Goldmark erh»"
ben werden können, ein«
zureichen. Eine Pächter«
wobnung fehlt noch, tm»
aber bei sich bietender
legenheit gestellt werden.
Karlsruhe , 18 . Juli 1

Relchsbahndirektiim-
Druck G Braun. Karlsruhe.
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